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AZ 25.30 Nr. 484/6

An die

Evang. Pfarramter und Kirchenpflegen

Uber die Evang. Dekanatamter

- Dekaninnen und Dekane sowie

Schuldekaninnen und Schuldekane -

landeskirchlichen Dienststellen,
Kirchenbezirksrechnerinnen und -rechner

grof3en Kirchenpflegen,

Geschaftsfihrungen von Diakonie- und Sozialstationen
sowie an die Vorsitzenden der Mitarbeitervertretungen

Vergutungsrundschreiben 2012 / 2013

Rundschreiben vom 26. Juli 2012, AZ 25.30 Nr. 483/6
Rundschreiben vom 28. Januar 1994, AZ 59.43 zu Nr. 29/6a.2

Sehr geehrte Damen und Herren,

gemal’ 8 1 ¢ Abs. 1 der Kirchlichen Anstellungsordnung (KAO) finden auf die Dienst-
verhaltnisse der voll- und teilzeitbeschaftigten privatrechtlich angestellten kirchlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Bestimmungen des Tarifvertrages fir den
offentlichen Dienst (TV6D) in der fur den Bereich der Kommunalen Arbeitgeberverbénde
(Tarifgebiet West - Landesbezirk Baden-Wirttemberg) jeweils geltenden Fassung sowie
die den TVGD erganzenden Tarifvertrage entsprechend Anwendung, soweit nicht in der
KAO etwas anderes bestimmt ist oder im Falle kiinftiger Anderungen oder Erganzungen
der genannten Tarifvertrage bestimmt wird.

Der Anderungstarifvertrag Nr. 7 zum TVOD, die Anderungstarifvertrage zum
Uberleitungsrecht (Anderungstarifvertrag Nr. 7 zum TVU-VKA, Anderungstarifvertrage
Nr. 5 und 6 zum TVU-Bund), der Anderungstarifvertrag Nr. 3 zum Tarifvertrag fiir
Auszubildende des o6ffentlichen Dienstes (TVAGD) — Allgemeiner Teil, der
Anderungstarifvertrag Nr. 4 zum TVASD — Besonderer Teil Berufsbildungsgesetz, der
Anderungstarifvertrag Nr. 5 zum TVAGSD — Besonderer Teil Pflege, der
Anderungstarifvertrag Nr. 3 zum Tarifvertrag fiir Praktikantinnen/Praktikanten des
offentlichen Dienstes (TVPGOD), der Anderungstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag zu
flexiblen Arbeitszeitregelungen fir altere Beschéftigte — TV Flex AZ und der Tarifvertrag
Uber eine einmalige Pauschalzahlung 2012 und 2013 sind zwischenzeitlich in den
Anwendungsbereich der Kirchlichen Anstellungsordnung ibernommen worden.



Die mit Rundschreiben vom 26. Juli 2012, AZ 25.30 Nr. 483/6, bekannt gegebene
Vorbehaltsauszahlung der ersten Stufe der Tariferh6hung zum 1. Marz 2012
(Erhdhung um 3,5 %) wird somit riickwirkend vollumfanglich wirksam.

Im Folgenden erhalten Sie die notwendigen Informationen fir die im Jahr 2013
wirksam werdenden weiteren Stufen der Entgelterhdhung:

A. Erh6éhung der Tabellenentgelte

I. Die Tabellenentgelte fiir die privatrechtlich angestellten kirchlichen Beschéftigten
erhdhen sich zum 1. Januar 2013 um 1,4 %. Zum 1. August 2013 erfolgt eine weitere
Erhéhung um 1,4 %. Bei Beschatftigten, die sich in einer individuellen Zwischen- oder
Endstufe befinden, erh6hen sich die Monatsentgelte entsprechend.

Das Tabellenentgelt der Beschaftigten mit Tatigkeiten nach den
Einzelvergutungsgruppenplanen 01 bis 16, 24 bis 49 und 60 bis 63 der Anlage 1.2.1. zur
KAO richten sich somit fiir die Zeit vom 1. Januar 2013 bis 31. Juli 2013 bzw. ab 1.
August 2013 nach der Anlage 1 a) oder b). (Je nach Tarifwerk nach der Tabelle Bund
oder VKA.)

II. Das Tabellenentgelt der Beschaftigten mit Tatigkeiten nach
Einzelvergutungsgruppenplan 21 der Anlage 1.2.1. zur KAO — Beschaftigte im
Erziehungsdienst — richtet sich fur die Zeit vom 1. Januar 2013 bis 31. Juli 2013 bzw.
ab 1. August 2013 nach der Anlage 2.

[ll. Das Tabellenentgelt der Beschaftigten mit Tatigkeiten nach den
Einzelvergutungsgruppenplanen 53 und 54 der Anlage 1.2.1 zur KAO — Beschétftigte in
Kr-Entgeltgruppen — richtet sich fur die Zeit vom 1. Januar 2013 bis 31. Juli 2013 bzw.
ab 1. August 2013 nach der Anlage 3.

IV. Erh6hung der Garantiebetrage

Die Garantiebetrage bei Hohergruppierungen nach 8§ 17 Abs. 4 KAO betragen bei
Hohergruppierungen in den Entgeltgruppen 1 bis 8

vom 1. Januar 2013 bis 31. Juli 2013 52,47 €,

ab 1. August 2013 53,20 £.

Die Garantiebetrage bei Hohergruppierungen nach 8§ 17 Abs. 4 KAO betragen bei
Hohergruppierungen in den Entgeltgruppen 9 bis 15

vom 1. Januar 2013 bis 31. Juli 2013 83,96 €,

ab 1. August 2013 85,14 £.

(Bei Hohergruppierungen von EG 8 nach EG 9 gilt der fur die Entgeltgruppen 9 bis
15 mal3gebliche Garantiebetrag.)



V. Zulagen gemall Anmerkungen 5 und 6 zum Vergutungsgruppenplan 54
(Stellvertretende Pflegedienstleitungen und Leitungen von Pflegebezirken)
Diese Zulagen betragen monatlich:
= fUr die standige Vertretung von Pflegedienstleitungen der Fallgruppen 7 b), 8 b) und
8 c) des Vergitungsgruppenplans 54:
ab 1. Januar 2013 96,72 €
ab 1. August 2013 98,04 €.

= flr die standige Vertretung von Pflegedienstleitungen der Fallgruppe 9 b) des
Vergutungsgruppenplans 54:
ab 1. Januar 2013 204,23 €
ab 1. August 2013 207,09 €.

» die standige Vertretung von Pflegedienstleitungen der Fallgruppe 10 b) des
Vergutungsgruppenplans 54:
ab 1. Januar 2013 318,66 €
ab 1. August 2013 323,12 €.

= bei Ubertragung der Leitung eines Pflegebezirks oder sonstiger besonderer
Aufgaben, wenn diese Tatigkeiten mindestens 25 Prozent der
arbeitsvertraglich vereinbarten regelmafigen Arbeitszeit erfordern:
ab 1. Januar 2013 48,35 €
ab 1. August 2013 49,03 €.

B. Verlangerung der Restantenregelung

Im Zuge der Tariferh6hungen 2012/2013 wurde nun doch — entgegen zunachst anders
lautender Informationen — die sog. ,Restantenregelung”, also die Durchfiihrung von
Bewahrungsaufstiegen nach dem Bundesangestelltentarifvertrag (BAT) fir am 1.
Oktober 2006 in den TV6D ubergeleitete Beschéftigte, die bislang bis zum 28. Februar
2013 befristet war, bis zum 28. Februar 2015 verlangert, siehe 8§ 8 Abs. 3 der
Arbeitsrechtlichen Regelung zur Uberleitung der unter den Geltungsbereich der KAO
fallenden Beschaftigten in das ab 1. Oktober 2006 geltende kirchliche
Arbeitsvertragsrecht (AR-U) in Verbindung mit der Protokolinotiz zu § 8 Abs. 3 AR-U.
Dies bedeutet, dass alle in dem Zeitraum bis 28. Februar 2015 noch anstehende
Bewahrungsaufstiege von Amts wegen noch vollzogen werden. Auf die Erfillung der
Halfte der Bewahrungszeit am Uberleitungsstichtag kommt es insofern nicht an. Tritt die
neue Entgeltordnung vor dem 1. Marz 2015 in Kraft, so werden die Restanten statt bis
zum 28. Februar 2015 nur noch bis zum Datum des Inkrafttretens der neuen
Entgeltordnung im Geltungsbereich der KAO vollzogen.

Die Verlangerung der Restantenregelung betrifft nicht Personen, die nach der S-Tabelle
oder nach der Kr-Anwendungstabelle eingruppiert sind, da fur diese Personen bereits
neue Eingruppierungsregelungen beschlossen wurden bzw. die Aufstiege in der Tabelle
eingearbeitet sind.

C. Bekleidungsgeld fur Mesnerinnen und Mesner

In der KAO in der bis 30. September 2006 geltenden Fassung war in § 42 geregelt, dass
Mesnerinnen und Mesner als Beitrag zu den Kosten einer angemessenen Kleidung fur
ihren Dienst ein Bekleidungsgeld nach Richtlinien erhalten, die der Oberkirchenrat
erlasst. Die Grundséatze fur die Gewahrung von Bekleidungsgeld wurden zuletzt mit
Rundschreiben vom 28. Januar 1994, AZ 59.43 zu Nr. 29/6a.2 bekannt gegeben. Seit
der Uberleitung in den TV6D zum 1. Oktober 2006 existiert in der KAO keine



Rechtsgrundlage mehr fir die Gewahrung des Bekleidungsgeldes. Trotzdem wurde das
Bekleidungsgeld auch nach dem 1. Oktober 2006 auf der Basis des 0.g.
Rundschreibens weitergewabhrt.

Es besteht Einigkeit mit der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung, dass die Bezahlung
eines Bekleidungsgeldes fiur den Mesnerdienst nicht mehr zeitgeman ist und dass
davon ausgegangen werden kann, dass die Kosten einer fur die Tatigkeit
angemessenen Kleidung — wie in anderen Berufsgruppen auch — mit den monatlichen
Bezlgen abgedeckt sind. Zumal das Bekleidungsgeld seit dem 1. Januar 1981 nicht
mehr angepasst wurde.

Die Bezahlung des Bekleidungsqgeldes fur Mesnerinnen und Mesner in Hohe von
monatlich 5,11 € bei einer durchschnittlichen regelmaRigen wéchentlichen
Arbeitszeit von mindestens 18 Wochenstunden und in Hohe von monatlich 3,58 €
bei einer durchschnittlichen regelmaRigen wdchentlichen Arbeitszeit von weniger
als 18 Wochenstunden wird daher mit Wirkung vom 1. Januar 2013 zeitgleich mit
der weiteren Stufe der Entgelterhéhung eingestellt. Der Evangelische
Oberkirchenrat hebt in Abstimmung mit der Landeskirchlichen
Mitarbeitervertretung das Rundschreiben vom 28. Januar 1994, AZ 59.43 zu Nr.
29/6a.2 zum 31. Dezember 2012 auf.

Diese Neuregelung betrifft ausdrticklich nicht das Kleidergeld fur Pflegepersonal,
Rundschreiben AZ 45.23 Nr. 19/8 vom 24. Juli 1991. Dieses Rundschreiben bleibt bis
auf weiteres in Kraft.

D. Pauschalzahlung 2013

Bestandteil der Tarifeinigung vom 31. Méarz 2012 ist auch die Verlangerung des
Tarifvertrages Uber eine Pauschalzahlung vom 2. August 2011 fur die Jahre 2012 und
2013. Die Pauschalzahlung wird in bestimmten Entgeltgruppen als Ausgleich daftr
gewahrt, dass die neue Entgeltordnung des TV6D bislang noch nicht in Kraft getreten
ist. Die Regelungen des neuen TV Pauschalzahlung vom 31. Marz 2012 entsprechen
weitgehend den Bestimmungen des Tarifvertrages Uber eine einmalige
Pauschalzahlung vom 2. August 2011, der mit Beschluss der Arbeitsrechtlichen
Kommission vom 17. Februar 2012 (Abl. 65, S. 82) tibernommen wurde. Uber die
Pauschalzahlung fur das Jahr 2012 wurden Sie bereits im Rundschreiben vom 26. Juli
2012, AZ 25.30 Nr. 483/6, informiert.

Die folgenden Informationen beziehen sich auf die Pauschalzahlung far das Jahr
2013:

Die Pauschalzahlung 2013 ist im Oktober 2013 fallig. Weitere Informationen erhalten
Sie von der Zentralen Gehaltsabrechnungsstelle.

Keinen Anspruch auf die Pauschalzahlung haben Beschéftigte im Erziehungsdienst
nach Vergutungsgruppenplan 21 und Beschatftigte in Kr-Entgeltgruppen
(Vergutungsgruppenplane 53 und 54). Hintergrund ist, dass fur diese
Beschaftigtengruppen bereits neue Eingruppierungsregelungen beschlossen wurden
bzw. die Bewdhrungsaufstiege bei der Kr-Tabelle bertcksichtigt sind.

Pauschalzahlung von Amts wegen
Beschaftigte erhalten unter folgenden Voraussetzungen von Amts wegen eine
einmalige Pauschalzahlung in H6he von 300 € bei 100 % Beschaftigungsumfang:

» Die Beschaftigten missen am 31. Dezember 2012 in den Entgeltgruppen 2 bis 8
eingruppiert gewesen sein - dabei muss es sich um die Entgeltgruppe der



Grundeingruppierung geman Anlage 3 TVU-VKA (siehe Handbuch kirchliches
Anstellungsrecht, Band 1, Teil Il, Anlage 3, S. 31 f) handeln - und
» das Arbeitsverhaltnis muss zwischen dem 1. Oktober 2006 und dem
31. Dezember 2012 begonnen haben und
» die Beschaftigten missen fir mindestens einen Tag im Jahr 2013 bis zum
31. Oktober 2013 Anspruch auf Entgelt gehabt haben und
» das Arbeitsverhaltnis muss am 31. Oktober 2013 noch bestehen.

Teilzeitbeschaftigte erhalten die Pauschalzahlung anteilig entsprechend dem
Umfang ihrer Beschéaftigung am 31. Dezember 2012.

Pauschalzahlung auf Antrag
1. Die Pauschalzahlung erhalten auf Antrag auch Beschétftigte,

deren Arbeitsverhéltnis in der Zeit vom 1. Januar 2013 bis 1. Juli 2013
begonnen hat und

die in den Entgeltgruppen 2 bis 8 eingruppiert sind - dabei muss es sich
um die Entgeltgruppe der Grundeingruppierung gemaf Anlage 3 TVU-VKA
(siehe Handbuch kirchliches Anstellungsrecht, Band 1, Teil Il, Anlage 3,

S. 31 f) handeln — und

die Beschaftigten missen fir mindestens einen Tag im Jahr 2013 bis zum
31. Oktober 2013 Anspruch auf Entgelt gehabt haben und

die die Voraussetzungen eines Tatigkeitsmerkmals erflllen, das einen Auf-
stieg nach einer Dauer von langstens einem Jahr vorsieht (insbesondere
Vergutungsgruppenplan VGP 61, Fgr. 3 c und Fgr. 4 d jeweils mit Ausbil-
dung zur Pfarramtssekretarin oder zusatzlicher Sekretarinnenprifung) und
deren Arbeitsverhéltnis am 31. Oktober 2013 noch besteht.

Teilzeitbeschaftigte erhalten die Pauschalzahlung anteilig entsprechend dem
Umfang ihrer Beschaftigung am 1. Oktober 2013.

2. AuB3erdem erhalten die Pauschalzahlung auf Antrag auch Beschaftigte,

die am 1. Oktober 2006 in den TV6D ubergeleitet wurden,

die nach der Uberleitung eine neue Tatigkeit tlbernommen haben, die zu
einer neuen Eingruppierung in die EG 2 bis 8 - Entgeltgruppe der
Grundeingruppierung geman Anlage 3 TVU-VKA, siehe Handbuch
kirchliches Anstellungsrecht, Band 1, Teil I, Anlage 3, S. 31 f - geftihrt hat
und

die Neueingruppierung entweder zwischen dem 1. Oktober 2006 und dem
31. Dezember 2012 stattgefunden hat (die Eingruppierung in die
Entgeltgruppen 2 bis 8 muss in diesem Fall am 31. Dezember 2012
vorliegen) und das Arbeitsverhéltnis am 31. Oktober 2013 noch besteht
oder

die Neueingruppierung zwischen dem 1. Januar 2013 und dem 1. Juli
2013 stattgefunden hat, infolgedessen die Voraussetzungen eines
Tatigkeitsmerkmals erfiillt werden, das einen Aufstieg nach einer Dauer
von langstens einem Jahr vorsieht (insbesondere Vergutungsgruppenplan
61, Fgr. 3 c und Fgr. 4 d jeweils mit Ausbildung zur Pfarramtssekretarin
oder zusatzlicher Sekretarinnenprifung) und das Arbeitsverhaltnis am

31. Oktober 2013 noch besteht.



Ausschlussfrist

Da die Pauschalzahlung im Oktober 2013 fallig ist, sind Anspriiche auf die
Pauschalzahlung spatestens am 17. Oktober 2014 verfallen, wenn sie nicht vorher
gemal § 37 KAO schriftlich gegentiber dem Dienstgeber geltend gemacht wurden.
Die Pauschalzahlung steht Anspruchsberechtigten nur einmal zu. So kann ein
Beschaftigter z. B. nicht einen vollen Anspruch auf Pauschalzahlung von Amts
wegen und nochmals einen vollen Anspruch auf Antrag haben. Dagegen ist es
maoglich, dass bei zwei Parallelbeschaftigungen nach der KAO die Pauschalzahlung
jeweils anteilig zusteht.

Die Pauschalzahlung ist bei der Bemessung sonstiger Leistungen (z.B. der
Jahressonderzahlung) nicht zu beriicksichtigen.

Diesem Rundschreiben ist ein Informationsschreiben an Mitarbeitende beigeflgt, die flr
eine Pauschalzahlung auf Antrag in Frage kommen, siehe Anlage 4 zu diesem
Rundschreiben.

E. Geringfligig beschéftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach Abschnitt VII
der KAO

Nach § 42 Abs. 1 KAO erhalten die geringfligig beschaftigten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ein Monatsentgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie eingruppiert sind und
nach der fur sie geltenden Stufe. Mal3geblich sind auch insofern ab 1. Januar 2013 bzw.
ab 1. August 2013 die Anlagen 1 bis 3 zu diesem Rundschreiben.

Anstelle einer Jahressonderzahlung nach § 20 KAO wird gemal3 § 42 Abs. 2 KAO eine
monatliche Zulage in Hohe von 8,33 % der jeweiligen Jahressonderzahlung ausgezahilt.
Basis fur diese Zulage ist das Tabellenentgelt des laufenden Monats.

F. Stundensatze fur kurzfristig Beschaftigte, die nicht der KAO unterliegen
Gemal 8§ 1 b j) KAO sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vom Geltungsbereich der
KAO ausgenommen, die geringfigig im Sinne von 8§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV beschaftigt
werden (kurzfristig Beschaftigte).

Die Vergutung fur diesen Personenkreis richtet sich nach Anlage 1.2.3 zur KAO. Mit
Wirkung vom 1. Januar 2013 werden die Stundensétze fur die kurzfristig
beschaftigten Aushilfen und Vertretungskrafte nicht mehr jeweils durch Beschluss
der Arbeitsrechtlichen Kommission festgelegt, sondern richten sich dynamisch nach
der jeweiligen Stufe 3 der nach der Anlage 1.2.1 zur KAO zutreffenden
Entgeltgruppe.

Die ab 1. Januar 2013 bzw. ab 1. August 2013 geltenden Satze der Anlage 1.2.3 zur
KAO sind diesem Rundschreiben als Anlage 5 beigefigt.

G. Stundensatze fur Nachbarschaftshelferinnen und Nachbarschaftshelfer

Gemal3 Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 9. Dezember 2011 wurde die
Arbeitsrechtliche Regelung zur Nachbarschaftshilfe — Anlage 3.7.2 zur KAO — entfristet.
Das Stundenentgelt fur die Tatigkeit in der Nachbarschaftshilfe betrdgt mindestens

70 % des Stundenentgelts der Entgeltgruppe 2 Stufe 2 und héchstens das
Stundenentgelt der Entgeltgruppe 2 Stufe 6. Der so ermittelte Mindest- und
Hochstsatz wird um die anteilige Jahressonderzahlung erhoht.




Vom 1. Januar 2013 bis 31. Juli 2013 gilt somit folgender Mindest- und Hochstsatz:
mindestens 8,41 € und hdchstens 13,96 €.

Ab 1. August 2013 gilt folgender Mindest- und Hochstsatz:

mindestens 8,54 € und hdchstens 14,16 €.

Die Hohe des Stundenentgelts ist zwischen Dienststellenleitung und
Mitarbeitervertretung im zulassigen Rahmen in einer Dienstvereinbarung geman § 36
MVG in Verbindung mit 8 40 Buchstabe 0) MVG unter Bertcksichtigung der ortlich fur
vergleichbare Beschéftigte gezahlten Stundenentgelte festzulegen. Einmal vereinbarte
Satze nehmen automatisch an Tarifsteigerungen teil. Bereits vereinbarte Satze
sind somit ab 1. Januar 2013 um 1,4 % und ab 1. August 2013 um weitere 1,4 % zu
erhdhen.

H. Erhéhung von Pauschalvergitungen

Soweit mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die nicht unter die KAO oder eine sonstige
arbeitsrechtliche Regelung fallen, Pauschalvergitungen (Festvergitungen) vereinbart
wurden, kénnen diese unter Beachtung von § 40 0) MVG ab 1. Januar 2013 um 1,4 %
und ab 1. August 2013 um weitere 1,4 % erhoht werden. Bei dieser Gelegenheit wird
gebeten, zu Uberprufen, ob die betreffenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter weiterhin
vom Geltungsbereich der KAO ausgenommen sind. Erhéhungen von
Pauschalvergitungen sind der ZGASt einzuweisen.

I. Vergutungen fur Praktikantinnen und Praktikanten sowie fiir Auszubildende
Die im Zeitraum ab 1. Marz 2012 bzw. ab 1. August 2013 geltenden Vergutungen fur
Auszubildende und Praktikantinnen und Praktikanten ergeben sich aus Anlage 6 zu
diesem Rundschreiben.

Durch den Anderungstarifvertrag Nr. 3 zum TVAGD — AT wurde eine Regelung zur
Ubernahme von Auszubildenden eingefiigt.

Der neue § 16 a TVAGD-AT lautet:

»LAuszubildende werden nach erfolgreich bestandener Abschlussprifung bei
dienstlichem bzw. betrieblichem Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das
Ausbildungsverhaltnis fur die Dauer von zwolf Monaten in ein Arbeitsverhaltnis
ubernommen, sofern nicht im Einzelfall personenbedingte, verhaltensbedingte,
betriebsbedingte oder gesetzliche Grinde entgegenstehen. Im Anschluss daran werden
diese Beschatftigten bei entsprechender Bewahrung in ein unbefristetes
Arbeitsverhaltnis tbernommen. Der dienstliche bzw. betriebliche Bedarf muss zum
Zeitpunkt der Beendigung der Ausbildung nach Satz 1 vorliegen und setzt zudem eine
freie und besetzbare Stelle bzw. einen freien und zu besetzenden Arbeitsplatz voraus,
die/der eine ausbildungsadéaquate Beschéaftigung auf Dauer ermdglicht. Bei einer
Auswahlentscheidung sind die Ergebnisse der Abschlussprifung und die personliche
Eignung zu bericksichtigen. Bestehende Mitbestimmungsrechte bleiben unberuhrt.”
Die Neuregelung gilt fur alle Ausbildungsverhaltnisse (nach BT-BBIG und BT-Pflege),
die bis zum 28. Februar 2014 enden. § 16 a TVAOD — AT tritt mit Ablauf des 28. Februar
2014 aul3er Kraft. Die Neuregelung betrifft nicht Anerkennungspraktikumsverhaltnisse.
Die Weiterbeschaftigung nach § 16 a TVAGD — AT im Abschluss an die Ausbildung
zunachst befristet fur zwolf Monate und — bei entsprechender Bewahrung in dem
befristeten Arbeitsverhaltnis — dann unbefristet, hat folgende Voraussetzungen:



VI.

Das Ausbildungsverhaltnis muss erfolgreich durch Bestehen der
Abschlussprifung beendet werden. Es kommt nicht darauf an, mit welcher Note
die Abschlussprifung bestanden wird, es sei denn, es muss eine
Auswahlentscheidung zwischen mehreren Auszubildenden eines
Ausbildungsjahrgangs getroffen werden.

Zum Zeitpunkt der Beendigung des Ausbildungsverhaltnisses muss ein
dienstlicher oder betrieblicher Bedarf an der dauerhaften
Weiterbeschéaftigung der/des ehemaligen Auszubildenden vorliegen. Dies
bedeutet, dass bereits zum Zeitpunkt der Beendigung der Ausbildung ein Bedarf
vorliegen muss, der nicht nur die zunachst zwdlf Monate befristete, sondern auch
die spatere unbefristete Weiterbeschaftigung einschlief3t. Ist zum Zeitpunkt der
Beendigung des Ausbildungsverhaltnisses nur eine befristete
Weiterbeschaftigungsmaoglichkeit gegeben, z.B. weil ein Arbeitsplatz fir die
Dauer der Elternzeit oder Beurlaubung eines anderen Mitarbeitenden zu
besetzen ist, sind die Voraussetzungen hinsichtlich des Bedarfs nach § 16 a
TVAGD nicht erfillt. Der Arbeitgeber kann dem/der ehemaligen Auszubildenden
in diesem Fall eine Weiterbeschéftigung aulRerhalb des Anwendungsbereichs von
8 16 a TVAGD — AT anbieten. Aus dieser Weiterbeschéaftigung kann dann kein
Anspruch auf eine unbefristete Ubernahme entstehen. Dies wird auch durch die
Protokollerklarung zu 8§ 16 a TVAGD — AT unterstrichen, welche lautet: ,Besteht
kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf fir eine unbefristete Beschaftigung, ist
eine befristete Beschaftigung auf3erhalb von § 16 a mdglich.”

Es wird empfohlen, in befristeten Arbeitsvertragen, die im Anschluss an die
Berufsausbildung abgeschlossen werden, zu vermerken, ob die Befristung
aufgrund von 8 16 a TVAGD — AT oder aufRerhalb von 8§ 16 a TVASGD — AT erfolgt.
Die Ubernahmeverpflichtung setzt weiter das Vorhandensein einer freien und
besetzbaren Stelle voraus, die eine Beschaftigung auf Dauer erméglicht. Soweit
Stellen nicht wieder besetzt werden sollen (kw-Vermerk) oder aus
Haushaltsgriinden einer Sperre unterliegen, handelt es sich nicht um freie und zu
besetzende Stellen.

Auf der freien zu besetzenden Stelle muss eine ausbildungsadaquate
Beschaftigung mdoglich sein, d.h. die Stelle muss derjenigen Qualifikation
entsprechen, die durch die Ausbildung erlangt wurde. Stellen, auf denen
Tatigkeiten verlangt werden, die eine hohere oder geringere Qualifikation
erfordern, erfullen diese Voraussetzung nicht.

Malf3geblich fir das Vorhandensein der unbefristeten
Weiterbeschaftigungsmoglichkeit ist der Zeitpunkt der Beendigung des
Ausbildungsverhéltnisses. Wird eine Stelle erst zu einem spateren Zeitpunkt
frei, handelt es sich nicht um eine Weiterbeschéftigung im Sinne von 8§ 16 a
TVAGD — AT, selbst wenn der Auszubildende zunachst au3erhalb von § 16 a
TVAGD — AT befristet weiterbeschéaftigt wird.

Der Weiterbeschaftigung durfen keine personenbedingten, verhaltensbedingten,
betriebsbedingten oder gesetzlichen Grinde entgegenstehen.

Als personenbedingte Grinde kommen z.B. mangelnde persénliche Fahigkeiten
(z.B. fehlende Teamfahigkeit, fehlende soziale Kompetenz) in Betracht.

Zu den verhaltensbedingten Griinden gehéren z.B. unentschuldigtes Fehlen,
Storungen des Betriebsfriedens etc. Zwar missen nicht dieselben Anforderungen
erfullt sein wie bei einer ordentlichen Kiindigung, jedoch ist eine
Einzelfallbetrachtung erforderlich, ob trotz vorangegangener verhaltensbedingter
Stoérungen ein vertragsgerechtes Verhalten im anschlie3enden Arbeitsverhaltnis
zu erwarten ist oder nicht.



Betriebsbedingte Griinde kénnen organisatorische Mal3hahmen wie z.B. die
Verlagerung oder der Wegfall von Aufgaben sein. In der Regel fehlt es dann aber
bereits am dienstlichen bzw. betrieblichen Bedarf fur eine dauerhafte
Weiterbeschaftigung.

Gesetzliche Grinde, die einer Weiterbeschaftigung entgegenstehen, dirfte es im
kirchlichen Bereich eher nicht geben.

VII.  Der Weiterbeschéftigungsanspruch von Auszubildenden nach § 16 a TVAGD —
AT kann in Konkurrenz zur Weiterbeschéaftigung von befristet Beschaftigen
gemal’ 8 30 Abs. 2 Satz 2 KAO stehen. Danach sind mit Sachgrund befristete
Beschaftigte bei der Vergabe von Dauerarbeitsplatzen bevorzugt zu
berticksichtigen, wenn sie die sachlichen und persénlichen Voraussetzungen
erfillen. In diesem Fall hat die Ubernahmeregelung nach § 16 a TVAGD — AT
grundsétzlich Vorrang. Sind die Voraussetzungen des Anspruchs nach 8 16 a
TVAGD — AT erfllt, so ist die Stelle ohne Ausschreibung an den/die ehemalige/n
Auszubildende/n zu vergeben. Dies gilt erst recht in Fallen einer nur
sachgrundlosen Befristung, da hier den Arbeitgeber nach § 30 Abs. 3 Satz 2 KAO
lediglich eine Prifpflicht hinsichtlich der Weiterbeschéaftigungsmaoglichkeit trifft.

VIIl.  Sind die Voraussetzungen des Weiterbeschaftigungsanspruchs erfillt, wird
zunachst ein befristeter Arbeitsvertrag fir die Dauer von zwolf Monaten
abgeschlossen (sachgrundlose Befristung nach 8§ 14 Abs. 2 TzBfG).

Im Anschluss an die Befristung erfolgt bei entsprechender Bewéhrung die unbefristete

Ubernahme. Der Bewahrung konnen sowohl die gezeigten fachlichen Leistungen als

auch die mangelnde personliche Eignung entgegenstehen. Die Grinde, die einer

Bewahrung entgegenstehen, sind im Einzelfall zu prifen. Sie missen in Anbetracht der

gezeigten Gesamtleistung nennenswert ins Gewicht fallen. Fur die Feststellung der

fehlenden Bewahrung ist eine Abmahnung nicht zwingend erforderlich. Der/Die

Beschaftigte ist aber so rechtzeitig auf Leistungsmangel hinzuweisen, dass eine

Verhaltensanderung noch moglich ist. Der Arbeitgeber darf die Leistungsméngel nicht

bis kurz vor Ablauf der zwélfmonatigen Befristung einfach hinnehmen, sondern muss

rechtzeitig darauf hinweisen. Den Arbeitgebern ist dabei anzuraten, dies schriftlich zu
tun.

Hinzuweisen ist noch auf § 16 Abs. 3 TVAGD — AT. Danach sind Auszubildende drei

Monate vor dem voraussichtlichen Ende der Ausbildungszeit schriftlich darauf

hinzuweisen, dass eine — befristete oder unbefristete — Ubernahme in ein

Arbeitsverhaltnis im Anschluss an die Ausbildung vom Arbeitgeber nicht vorgesehen ist.

Dadurch soll den Auszubildenden ermdglicht werden, sich rechtzeitig um eine andere

Weiterbeschaftigungsmoglichkeit zu bemihen.

J. Stundensétze

I. Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker

Die Richtséatze fir Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker zur Vergttung einzelner
kirchenmusikalischer Dienste sowie von Aushilfs- und Stellvertretungsdiensten fir den
Zeitraum ab 1. Januar 2013 bzw. ab 1. August 2013 ergeben sich aus der Richt-
satztabelle fur Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen, siehe Anlage 7 zu diesem
Rundschreiben.

Il. Organisten-, Fortbildungs- und C-Ausbildungskurse

Die Einzelstundenvergitungen fur Organisten-, Fortbildungs- und C-Ausbildungskurse
werden einheitlich ab 1. Januar 2013 um 1,4 % und ab 1. August 2013 um weitere 1,4 %
erhoht. Sie betragen je Zeitstunden fr:



1. A-Kirchenmusiker/innen oder Lehrkrafte mit gleichwertiger Ausbildung:

ab 1. Januar 2013: 34,13 €,
ab 1. August 2013: 34,61 £.
2. B-Kirchenmusiker/innen oder Lehrkrafte mit gleichwertiger Ausbildung:
ab 1. Januar 2013: 26,52 €,
ab 1. August 2013: 26,89 £.

3. Lehrbeféhigte ohne A- oder B-Ausbildung,
soweit sie nicht unter ziff. 1 oder Ziff. 2 fallen:
ab 1. Januar 2013: 20,98 €,
ab 1. August 2013: 21,27 €.

lll. Orgelsachverstéandige

Der Stundensatz fir Leistungen fur landeskirchlich bestellte Orgelsachverstandige
gemal Ziff. lll. 4 und 9 der Anlage zur Ordnung der Orgelpflege in der Evangelischen
Landeskirche in Wirttemberg vom 23. Dezember 1997 AZ 42.92 Nr. 54 (Abl. 58 S. 22)

betragt:
ab 1. Januar 2013: 32,96 €,
ab 1. August 2013: 33,42 €.

IV. Religionspadagoginnen und -padagogen und sonstige kirchliche
Religionslehrkrafte

Die Vergitung von einzelnen Unterrichtsstunden von Religionspadagoginnen und

Religionspadagogen bzw. von sonstigen kirchlichen Religionslehrkraften, die in keinem

Dienstverhaltnis nach den Abschnitten | bis VI oder VII der KAO stehen, betragen

entsprechend dem Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 24. Juli 2002 fur:

1) Religionspadagogen/Religionspadagoginnen mit abgeschlossener Grund- und
Hauptausbildung an einer kirchlich anerkannten Ausbildungsstatte, Diplom-
Religionspadagogen/Diplom-Religionspadagoginnen (FH), Lehrkréfte mit beiden
Staatsprufungen und der Lehrbefahigung zur Erteilung von evangelischem
Religionsunterricht sowie Diplom-Theologen/-Theologinnen mit beiden evang. theol.
Dienstprufungen:
ab 1. Januar 2013: 21,46 €,
ab 1. August 2013: 21,76 £.

2) Personen wie zu Ziff. 1, die an mindestens zwei Schulstufen oder Schularten tatig
sind:
ab 1. Januar 2013: 24,87 €,
ab 1. August 2013: 25,22 €.

3) Lehrkréafte mit der Staatsprufung fir das Lehramt an Gymnasien oder Diplom-
Theologen/-Theologinnen, wenn sich die Unterrichtstatigkeit auf mindestens 4
Wochenstunden an Gymnasien erstreckt:
ab 1. Januar 2013: 24,87 €,
ab 1. August 2013: 25,22 €.



4) Personen wie zu Ziff. 3, wenn sich die Unterrichtstéatigkeit Uberwiegend auf
Gymnasien erstreckt:
ab 1. Januar 2013: 28,36 £,
ab 1. August 2013: 28,76 €.

K. Erh6hung des Wertguthabens bei Altersteilzeit im Blockmodell nach dem TV
Flex AZ

Das Wertguthaben bei Altersteilzeitarbeitsverhaltnissen im Blockmodell erhdht sich
gemal’ 8 7 Abs. 2 Satz 2 TV-FlexAZ entsprechend der vereinbarten allgemeinen
Entgelterhbhung am 1. Januar 2013 um 1,4 Prozent und ab 1. August 2013 um weitere
1,4 Prozent.

L. Regelungen flr ausgeschiedene Beschaftigte
Zu den Regelungen fur ausgeschiedene Beschaftigte siehe Rundschreiben vom 26. Juli
2012, AZ 25.30 Nr. 483/6 unter L.

M. Durchfihrung der Abschnitte A - L
Die Entgelterh6hungen sind grundsatzlich lohnsteuerpflichtig,
sozialversicherungspflichtig und umlagepflichtig in der ZVK.

Die Dekanat- und Pfarramter werden gebeten, die Kirchenbezirksausschiisse bzw. die
Kirchengemeinderate von den vorstehenden, fur die Kirchenbezirke und
Kirchengemeinden verbindlichen Bestimmungen umgehend zu unterrichten.

Die landeskirchlichen Dienststellen, Einrichtungen, Werke und Schulen werden gebeten,
die Bestimmungen fur ihren Bereich durchzufthren.

Mit freundlichen GrifRen

Hartmann
Oberkirchenrat

Anlagen
Anlage 1a) und b) : Vergutungstabellen TVOD Bund und VKA
ab 1. Januar 2013 bzw. ab 1. August 2013
Anlage 2: Vergutungstabelle Sozial- und Erziehungsdienst
ab 1. Januar 2013 bzw. ab 1. August 2013
Anlage 3: Kr-Anwendungstabelle ab 1. Januar 2013 bzw. ab 1. August 2013
Anlage 4: Musterschreiben Pauschalzahlung auf Antrag nach dem TV Pauschalzahlung
vom 31. Mérz 2012 / Pauschalzahlung fir das Jahr 2013
Anlage 5: Arbeitsrechtliche Reglung Gber die Stundenentgeltsatze flr kurzfristig
beschaftigte
Aushilfen und Vertretungskrafte (Anlage 1.2.3 zur KAO)
ab 1. Januar 2013 bzw. ab 1. August 2013
Anlage 6: Entgelttabelle fir Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten
ab 1. Méarz 2012 bzw. ab 1. August 2013
Anlage 7: Richtsatztabelle ab 1. Januar 2013 bzw. ab 1. August 2013
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	Evang. Pfarrämter und Kirchenpflegen
	 für die ständige Vertretung von Pflegedienstleitungen der Fallgruppen 7 b), 8 b) und 8 c) des Vergütungsgruppenplans 54: ab 1. Januar 2013  96,72 € ab 1. August 2013  98,04 €.
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	 bei Übertragung der Leitung eines Pflegebezirks oder sonstiger besonderer Aufgaben, wenn diese Tätigkeiten mindestens 25 Prozent der arbeitsvertraglich vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit erfordern: ab 1. Januar 2013  48,35 € ab 1. August 2013  49...

